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Rechtsentwicklung im Bereich der Beamtenbesoldung und  

-versorgung in Bund und Ländern 
 
 

Die diesjährige Tarifrunde für die Tarifbeschäftigten der Länder (außer Hessen) ist bereits An-

fang März zu Ende gegangen. Am 2. März 2019 haben sich die öffentlichen Arbeitgeber der 

Länder (TdL) mit den Gewerkschaften dbb-tarifunion und ver.di auf einen Tarifabschluss ge-

einigt.  

 

Die Gewerkschaften waren mit  folgenden Forderungen in die Verhandlungen gegangen: 

 

1.  6 % lineare Entgelterhöhung, mindestens 200 €, 
2.  Erhöhung der Vergütung für Auszubildende um 100 €, 
3.  12 Monate Laufzeit (1. Januar bis 31. Dezember 2019), 
4.  „Angemessene und zukunftsfähige Entgeltordnung TV-L“, 
5.  Stufengleiche Höhergruppierung, 
6.  Übernahme der Auszubildenden nach erfolgreicher Ausbildung, 
7.  Anhebung des Urlaubsanspruchs für Auszubildende auf 30 Tage, 
8.  Verhandlung über die Einführung einer Paralleltabelle für Lehrkräfte, 
9.  Abschaffung von sachgrundlosen Befristungen. 
 

Die dritte  Verhandlungsrunde führte am 2. März  2019 zum Abschluss. Der Tarifab-

schluss sieht wie folgt aus: 

 

1. Die Tabellenentgelte werden linear in drei Schritten erhöht, und zwar 

    

    a) rückwirkend zum 1. Januar 2019 um 3,01 %, mindestens 100 €, 

    b) zum 1. Januar 2020 um 3,12 %, mindestens 90 €, 

    c) zum 1. Januar 2021 um 1,29 %, mindestens 50 €. 

 



 

 

2. Abweichend davon wird bei allen Entgeltgruppen die Stufe 1 erhöht 

 

    a) zum 1. Januar 2019 um 4,5 %, 

    b) zum 1. Januar 2020 um 3,2 %, 

    c) zum 1. Januar 2021 um 1,8 %. 

 

3. Die Jahressonderzahlung (Weihnachtsgeld) wird auf dem Niveau des Jahres 2018    

    für die Jahre 2019 bis einschließlich 2022 eingefroren. Damit sinkt der Prozentsatz 

    der Jahressonderzahlung bezogen auf ein Monatsenrgelt von 

     

    a) 35 % für die Entgeltgruppen E 14 und höher bis 2021 auf 32,53 %, 

    b) 50 % für die Entgeltgruppen E 12 und E 13 bis 2021 auf 46,47 %, 

    c) 80 % für die Entgeltgruppen E 9a bis E 11 bis 2021 auf 74,35 %, 

    d) 95 % für die Entgeltgruppen E 1 bis E 8 bis 2021 auf 88,29 %. 

 

4. Auszubildende und Praktikanten erhalten eine Entgelterhöhung von monatlich 

 

    a) 50 € zum 1. Januar 2019 und  

    b) weiteren 50 € zum 1. Januar 2020 

 

    sowie einen Jahresurlaub von künftig 30 Tagen (bisher 29 Tage). 

 

5. Die Laufzeit  des neuen Tarifvertrages beträgt 33 Monate und endet daher mit   

    dem 30. September 2021 (mithin kurz nach der nächsten Bundestagswahl). 

 

Das Land Hessen, das der Tarifgemeinschaft der Länder (TdL)  nicht angehört, 

hat sich mit  den Gewerkschaften am 29. März 2019 in einem Tarifvertrag  wie folgt geei-

nigt:  

 

Das Entgelt wird erhöht 

 

° zum 1. März 2019 um 3,2 %, 

° zum 1. Februar 2020 um 3,2 % und 

° zum 1. Januar 2021 um weitere 1,4 %. 

 

Die Tabellenentgelte (einschließlich der Beträge aus einer individuellen Zwischen- oder End-

stufe sowie die Tabellenwerte für die Entgeltgruppen 2 Ü, 13 Ü und 15 Ü) werden im Einzelnen 

wie folgt erhöht:  

 

a) zum 1. März 2019 um ein Gesamtvolumen von 3,2 v.H.; in diesem Gesamtvolumen sind 

enthalten - die Anhebung der Stufe 1 in den Entgeltgruppen 2 bis 15 um 4,5 v.H., mindestens 

jedoch eine Erhöhung um 100 Euro und - für die übrigen Stufen in allen Entgeltgruppen 

eine lineare Erhöhung, mindestens jedoch eine Erhöhung um 100 Euro;  
 

b) zum 1. Februar 2020 um ein Gesamtvolumen von 3,2 v.H.; in diesem Gesamtvolumen sind 

enthalten - die Anhebung der Stufe 1 in den Entgeltgruppen 2 bis 15 um weitere 4,3 v.H., 

mindestens jedoch eine Erhöhung um 100 Euro und - für die übrigen Stufen in allen Ent-

geltgruppen eine lineare Erhöhung, mindestens jedoch eine Erhöhung um 100 Euro;  
 



 

 

c) ab 1. Januar 2021 um ein Gesamtvolumen von 1,4 v.H.; in diesem Gesamtvolumen sind 

enthalten - die Anhebung der Stufe 1 in den Entgeltgruppen 2 bis 15 um weitere 1,8 v.H., 

mindestens jedoch eine Erhöhung um 40 Euro und - für die übrigen Stufen in allen Entgelt-

gruppen eine lineare Erhöhung, mindestens jedoch eine Erhöhung um 40 Euro. 
 

Die Laufzeit des hessischen Tarifvertrages endet mit dem 30. September 2021. 

 

 

Die genannten Tarifergebnisse sind aus der Sicht der AhD insoweit kritikwürdig, als es für 

alle drei Erhöhungsschritte der Laufzeit Entgelterhöhungen vorsieht, die neben linearen Erhö-

hungen auch Mindestbeträge enthalten (2019: 100 €, 2020: 90 €, 2021: 50 €). Das bedeutet für 

Beschäftigte der unteren Entgeltgruppen eine prozentuale Erhöhung, die deutlich über der je-

weiligen linearen Erhöhung liegt, die die Beschäftigten der Entgeltgruppen E 13 und höher 

erhalten. Damit wird die Entgelttabelle bis zum Ende der Laufzeit des Tarifvertrages strukturell 

spürbar zum Nachteil der Beschäftigten in den oberen Entgeltgruppen verändert. Die Abstände 

zwischen einzelnen Entgeltgruppen, zum Teil auch innerhalb bestimmter Entgeltgruppen wer-

den verringert. Da bei den Entgelt- und in der Folge dann auch bei den Besoldungserhöhungen 

immer wieder mit Mindest- und Sockelbeträgen gearbeitet wird, erfährt das Bezahlungssystem 

des öffentlichen Dienstes über die Jahre gravierende Veränderungen, die die Attraktivität von 

anspruchs- und verantwortungsvollen Tätigkeiten immer mehr beeinträchtigen. 

 

Für  die AhD von entscheidendem Interesse war sodann naturgemäß die Frage, wie die Län-

der die Beamtenbesoldung und -versorgung für die Jahre 2019, 2020 und 2021 anpassen, ob sie 

das Tarifergebnis auf die Beamten und Versorgungsempfänger zeit- und wirkungsgleich über-

tragen oder ob sie für diesen Bereich Regelungen treffen, die vom Tarifergebnis abweichen 

oder gar hinter ihm zurückbleiben.  

 

Ein Blick auf die Situation in den Ländern zeigt, dass die Übertragung des Tarifergebnisses auf 

den Besoldungsbereich in diesem Jahr weitgehend unspektakulär verlaufen ist. Die meisten 

Länder haben die linearen Erhöhungen zeit- und inhaltsgleich übernommen, zumeist ohne die 

für den Tarifbereich vorgesehenen Mindestbeträge. Offenbar haben die neueren besoldungs-

rechtlich geprägten Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts - insbesondere zum sog. 

Abstandsgebot - dazu geführt, dass die Besoldungsgesetzgeber mit Blick auf Maßnahmen, die 

sich auf die Besoldungsstruktur auswirken und Besoldungsabstände verändern, zurückhaltend 

geworden sind. Ersichtlich will man an dieser Stelle kein verfassungsrechtliches Risiko einge-

hen.  

 

Bis auf die Länder Baden-Württemberg und Mecklenburg-Vorpommern haben alle übrigen 

Länder das Gesetzgebungsverfahren bereits abgeschlossen.  

 

Erwähnung verdienen die in Berlin, Brandenburg und Rheinland-Pfalz getroffenen Regelungen 

für den Beamtenbereich. Sie sind günstiger als das Tarifergebnis. Das beruht aber darauf, dass 

in diesen Ländern erheblicher Nachholbedarf bestand. So bemüht sich das Land Berlin, die 

Funktion als Besoldungs-Schlusslicht im Vergleich zu den übrigen Ländern und zum Bund 

nach und nach zu überwinden.  

 

Den im Tarifergebnis enthaltenen Mindestbetrag hat allein das Land Niedersachsen als solchen 

übernommen, allerdings nur für das Jahr 2019. Die übrigen Länder haben die Mindestbeträge 

in einen allgemein gültigen Prozentsatz umgerechnet und diesen auf den Erhöhungs-Prozent-



 

 

satz des Tarifergebnisses aufgeschlagen. Schleswig-Holstein hat den Mindestbetrag nicht über-

nommen, aber davon abgesehen, ihn nach Umrechnung in einen Prozentsatz auf den Erhö-

hungs-Prozentsatz des Tarifergebnisses aufzuschlagen. Die Mindestbeträge sollen bei ander-

weitigen Besoldungsstrukturmaßnahmen in nächster Zeit Berücksichtigung finden. In Schles-

wig-Holstein haben die Beamten am 1. Oktober 2019 eine Einmalzahlung von 100 € erhalten. 

 

Für die AhD unerfreulich ist, dass das Saarland erneut einen vergleichsweise ungünstigen Weg 

der  Modifikation der Besoldungsanpassung gewählt hat. Durch die deutlich verspätete Inkraft-

setzung der Besoldungsanpassung (2019: 1. August statt 1. Januar; 2020: 1. Juni statt 1. Januar; 

2021: 1. April statt 1. Januar) hat das Saarland seine Beamten und Versorgungsempfänger bei 

der jetzigen Besoldungsrunde 2019, 2020, 2021 im Verhältnis zu allen übrigen Ländern am 

schlechtesten behandelt. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass für die Erhöhung zum 1. 

April 2021 ein um 0,3 % höherer Anpassungssatz vorgesehen ist als bei den Tarifbeschäftigten. 

Bezogen auf die einzelnen Kalenderjahre errechnen sich erhebliche Defizite gegenüber den an-

deren Ländern. So erhalten die saarländischen Beamten im Jahr 2019 nur für fünf statt für zwölf 

Monate ihre Erhöhung. Damit bekommen sie nur rund 41 % der Erhöhung, die in den meisten 

anderen Ländern gezahlt wird. In den Jahren 2020 und 2021 ist dieser Prozentsatz zwar höher; 

er bleibt aber dennoch weit hinter den Erhöhungen der meisten anderen Länder zurück. Im Jahr 

2020 beträgt er rund 58 %, im Jahr 2021 aber immer noch 75 %, bleibt also auch im Jahr 2021 

noch um 25 % hinter den übrigen Ländern zurück. 

 

Dem gegenüber ist für den Freistaat Bayern hervorzuheben, dass dort zusätzlich zu den reinen 

Erhöhungsbeträgen weitere besoldungsrechtliche Verbesserungen greifen, z.B. eine strukturell 

verbesserte Eingangsbesoldung durch Wegfall der ersten Erfahrungsstufe, was zu einer deutli-

chen Besoldungsanhebung für Berufsanfänger führt. Damit baut Bayern seinen ersten Platz im 

Besoldungs-Ranking von Bund und Ländern weiter spürbar aus und verfügt über eine Beam-

tenschaft, der ihr Dienstherr schon unter besoldungsrechtlichen Gesichtspunkten mit Wert-

schätzung begegnet. 

 

 

Zu den Einzelheiten der Situation in den Ländern ist Folgendes zu berichten: 

 

 

In Baden-Württemberg liegt inzwischen der Entwurf für ein Gesetz über die Anpassung 

von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2019/2020 2021 (BVAnpGBW 

2019/2020/2021) vor (Drucksache 16/6493). Mit diesem Gesetzentwurf, der am 26. September 

2019 im Finanzausschuss des Landtags von Baden-Württemberg beraten wurde, soll das Er-

gebnis der Tarifvertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder vom 

2. März 2019 zeitgleich und systemgerecht auf die Beamten, Richter und Versorgungsempfän-

ger übertragen werden. Die Verabschiedung des Gesetzes wird in absehbarer Zeit erwartet. 

 

Besoldung und Versorgung sollen im Jahr 2019 linear um 3,2 Prozent erhöht werden. Die An-

wärtergrundbeträge sollen um 50 Euro erhöht werden. Die Erhöhung soll für alle Besoldungs-

gruppen sowie für die Anwärter einheitlich zum 1. Januar 2019 und somit zeitgleich zu den 

Anpassungen im Tarifbereich erfolgen. Besoldung und Versorgung sollen im Jahr 2020 linear 

um weitere 3,2 Prozent erhöht werden. Die Anwärtergrundbeträge sollen um weitere 50 Euro 

steigen. Die Erhöhung soll für alle Besoldungsgruppen sowie für die Anwärter einheitlich zum 

1. Januar 2020 und somit wiederum zeitgleich zu den Anpassungen im Tarifbereich erfolgen. 

Im Jahr 2021 sollen Besoldung und Versorgung linear um weitere 1,4 Prozent erhöht werden. 



 

 

Die Erhöhung soll für alle Besoldungsgruppen einheitlich zum 1. Januar 2021 und somit wie-

derum zeitgleich zu den Anpassungen im Tarifbereich erfolgen.  

Mit Blick auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Abstandsgebot als her-

gebrachtem Grundsatz des Berufsbeamtentums werden die im Tarifbereich vereinbarten Min-

destbeträge und die überproportionale Steigerung der Stufe 1 nicht eins zu eins auf die Beam-

tenbesoldung und -versorgung übertragen, weil das zu einer Veränderung der Abstände der 

Besoldungsgruppen im Verhältnis zueinander und damit zu einer Verletzung des Abstandsge-

bots führen würde. Das im Tarifbereich für die einzelnen Jahre vereinbarte Gesamtvolumen 

soll daher insgesamt durch entsprechende lineare Steigerungen übertragen werden. 

 

In Baden-Württemberg gibt es Überlegungen, in einigen Bereichen der Landesverwaltung das 

Eingangsamt der jeweiligen Laufbahn anzuheben. Politische Entscheidungen zu den Einzelhei-

ten sind aber noch nicht getroffen. 

 

 

Im Freistaat Bayern ist das Gesetz zur Anpassung der Bezüge 2019/2020/2021 (Gesetzentwurf 

vom 14. Mai 2019 - LT-Drucksache 18/2014) am 2. August 2019 verkündet worden und damit 

in Kraft getreten. Das Gesetz sieht vor, dass die Beamten, Richter und Versorgungsempfänger 

in Bayern unter Berücksichtigung des Tarifabschlusses für die Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes der Länder wie folgt an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finan-

ziellen Verhältnisse angepasst werden: 

 

° lineare Anpassung rückwirkend ab 1. Januar 2019 um 3,2 % sowie 

° lineare Anpassung ab 1. Januar 2020 um 3,2 % und 

° lineare Anpassung ab 1. Januar 2021 um 1,4 %. 

 

Damit wird das Ergebnis der Tarifverhandlungen für die Tarifbeschäftigten des öffentlichen 

Dienstes der Länder vom 2. März 2019 zeitgleich und systemgerecht übernommen. Die Ver-

sorgungsbezüge werden entsprechend erhöht. Anwärter erhalten rückwirkend ab 1. Januar 2019 

und ab 1. Januar 2020 jeweils einen monatlichen Erhöhungsbetrag von 50 €. 

 

Zur Verbesserung der Eingangsbesoldung wird jeweils die erste mit einem Wert belegte Stufe 

des Grundgehalts (Anfangsstufe) der jeweiligen Besoldungsgruppe gestrichen. Im Kontext 

hierzu werden die Anwärterbezüge überproportional um weitere 50 Euro zusätzlich zu den oben 

genannten Beträgen erhöht.  

 

Zur Verbesserung der Personalgewinnung und -bindung an obersten Dienstbehörden wird die 

Ministerialzulage in die Liste der ruhegehaltfähigen Bezüge in Art. 12 BayBeamtVG aufge-

nommen. Es sollen vor allem langfristige Beschäftigungen gefördert werden; die Ruhegehalt-

fähigkeit der Ministerialzulage wird daher von einer Mindestbezugsdauer und dem Bezug bei 

Ruhestandseintritt abhängig gemacht. 

 

 

Im Land Berlin  hat das Abgeordnetenhaus am 29. August 2019 das Gesetz zur Anpassung der 

Besoldung und Versorgung für das Land Berlin 2019/2020 verabschiedet. Danach werden die 

Besoldung der Berliner Landesbeamten und die Versorgung der Versorgungsempfänger im 

Jahr 2019 zum 1. April und im Jahr 2020 zum 1. Februar jeweils um 4,3 Prozent erhöht. Gleich-

zeitig sollen in beiden Jahren die Grundbeträge für Anwärter jeweils um 50,55 € erhöht werden. 

 



 

 

Mit dieser Regelung wird das Ziel verfolgt, die Besoldung bis 2021 an den Durchschnitt der 

übrigen Länder anzugleichen und die Anpassungsschritte sukzessive auf den 1. Januar vorzu-

ziehen. Außerdem sollen die jährlichen Anpassungen 1,1 Prozent über dem Durchschnitt der 

Länder liegen. Mit dem jetzt beschlossenen Gesetz will man diesem Ziel ein Stück näher kom-

men.  

 

Im Einzelnen: Zunächst wird das diesjährige Tarifergebnis auf die Besoldung und Versorgung 

übertragen. Hinzu kommen jährlich 1,1 Prozent. 2020 soll der Besoldungsabstand des Landes 

Berlin gegenüber den übrigen Ländern evaluiert werden. Im Rahmen der Feinsteuerung soll die 

Angleichung der Besoldung und Versorgung dann mit dem entsprechenden Besoldungs- und 

Versorgungsanpassungsgesetz zum 1. Januar 2021 vorgenommen werden. 

 

Zum 1. Januar 2019 sind Änderungen im Bereich der Lehrerbesoldung vorgenommen worden. 

Alle Berliner Grundschullehrer sind ab 1. Januar 2019 nach Besoldungsgruppe A 13 bzw. Ent-

geltgruppe E 13 eingestuft. Politisch ist dieses Vorhaben unter dem Motto „Wir wollen gleichen 

Lohn für gleiche Arbeit“ gelaufen. Wesentliches Anliegen war, die Grundschullehrer mit den 

Gymnasiallehrern besoldungsrechtlich auf eine Stufe zu stellen. Von der Neubewertung des 

Amtes des Grundschullehrers sind auch sog. Quereinsteiger, also Lehrer ohne vorgeschriebene 

Ausbildung, und frühere DDR-Lehrer erfasst, die bisher in A 9 eingestuft waren. Diese wurden 

um vier Besoldungsgruppen höher gestuft. 

 

Ferner hat das Abgeordnetenhaus eine Regelung verabschiedet, nach der Ruhe-ständler nach 

Erreichen der Altersgrenze weiterarbeiten können. Dafür gibt es einen Besoldungszuschlag von 

20%. Die so geleisteten zusätzlichen Dienstzeiten werden als ruhegehaltfähige Dienstzeit aner-

kannt; der Zuschlag ist aber nicht ruhegehaltfähig. 

 

 

Für das Land Brandenburg hat der dortige Landtag das Besoldungs- und Versorgungsanpas-

sungsgesetz 2019/2020/2021 (BbgBVAnpG 2019/2020/2021) verabschiedet. Es ist am 20. Juni 

2019 rückwirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten (LT-Drucksache 6/431). Das Gesetz 

sieht vor, dass die Besoldungs- und Versorgungsbezüge im Land Brandenburg rückwirkend 

zum 1. Januar 2019 um 3,7 %, zum 1. Januar 2020 um weitere 3,7 % und zum 1. Januar 2021 

um 1,4 % erhöht werden. Die Bezüge sollen daher, wie von Finanzminister Christian  Görke 
bereits unmittelbar nach dem Tarifabschluss am 2. März 2019 erklärt, in den Jahren 2019 und 

2020 gegenüber dem Tarifabschluss jeweils um zusätzliche 0,5 % erhöht werden. Ziel sei es, 

die Attraktivität des öffentlichen Dienstes so weit wie möglich zu steigern. Für die Besoldungs- 

und Versorgungsanpassung für die Jahre 2019 und 2020 bedeutet das, dass neben der linearen 

Anpassung der Bezüge auch weitere entgeltbezogene Bestandteile des Tarifabschlusses vom 2. 

März 2019 daraufhin geprüft werden, ob sie strukturell in das System der Besoldung passen 

und daher übernommen werden können. 

 

Ein weiterer umfangreicher Gesetzentwurf ist von der Landesregierung beschlossen worden 

und befindet sich jetzt in der parlamentarischen Beratung. In dem Entwurf enthalten sind unter 

anderem folgende Regelungen: 

 

1. Die Eingangsämter für Lehrkräfte mit der Befähigung für die Primarstufe sollen von Besol-

dungsgruppe A 12 nach Besoldungsgruppe A 13 angehoben werden. 

2. Die Eingangsämter für Lehrkräfte mit der Befähigung nach dem Recht der ehemaligen DDR 

werden zunächst von Besoldungsgruppe A 11 nach Besoldungsgruppe A 12 angehoben. Für 



 

 

sie wird ab dem Beginn des Schuljahrs 2020/21 (01.08. 2020) nach Ableistung einer Bewäh-

rungszeit eine Beförderungsmöglichkeit nach Besoldungsgruppe A 13 geschaffen. 

3. Das Eingangsamt für den mittleren Polizeivollzugsdienst und den mittleren allgemeinen 

Vollzugsdienst wird von Besoldungsgruppe A 7 nach Besoldungsgruppe A 8 angehoben. 

4. Das Eingangsamt für den mittleren Steuerverwaltungsdienst wird von Besoldungsgruppe A 

6 nach Besoldungsgruppe A 7 angehoben. 

5. Der Justizwachtmeisterdienst (bisher: Laufbahn des einfachen Dienstes) wird in den mittle-

ren Dienst überführt; das Eingangsamt wird der Besoldungsgruppe A 5 zugeordnet. 

6. Die bis 31.12.2019 befristete Regelung, dass Polizeivollzugsbeamte für das freiwillige Hin-

ausschieben des Ruhestands einen Zuschlag von monatlich 400 € erhalten, wird um ein Jahr 

verlängert. 

7. Im Bereich des Schuldienstes wird für das freiwillige Hinausschieben des Ruhestandes ein 

Zuschlag von monatlich 400 € eingeführt, befristet bis 31.12.2021. 

 

Aufmerksamkeit verdienen noch anstehende Änderungen im Beihilferecht. Während die bran-

denburgischen Landesbeamten bisher zur Deckung von Krankheitskosten einen Beihilfean-

spruch hatten und sich für den fehlenden Prozentsatz privat krankenversichern mussten, sind 

für diesen Personenkreis zwei weitere Möglichkeiten geschaffen worden. Die eine Möglichkeit 

besteht darin, sich zu 100 % privat zu versichern; dann wird der Basistarif zu 50 % vom Land 

ersetzt. Die andere Möglichkeit sieht vor, dass der Beamte Mitglied einer gesetzlichen Kran-

kenversicherung wird bzw. bleibt und hierfür die Arbeitgeberanteile vom Land erhält. Das ent-

sprechende Gesetz ist inzwischen verabschiedet worden und tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft. 

 

 

Für die Freie Hansestadt Bremen hat die Bremische Bürgerschaft am 9. Mai 2019 - und damit 

noch vor den Bürgerschaftswahlen, die am 26. Mai 2019 stattgefunden haben - das „Gesetz zur 

Anhebung der Lehramtsbesoldung und zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversor-

gungsbezüge 2019/2020/2021 (Drucksache 19/ 2158) einstimmig beschlossen. 

 

Danach sollen die Bezüge rückwirkend zum 1. Januar 2019 um 3,2 % und sodann zum 1. Januar 

2020 um weitere 3,2 % und zum 1. Januar 2021 schließlich um 1,4 % erhöht werden. 

 

Grundschullehrer und Lehrer der Sekundarstufe I sollen bis August 2021 schrittweise in die 

Besoldungsgruppe A 13 überführt werden. 

 

Am 26. Mai 2019 hat eine Wahl zur Bremischen Bürgerschaft stattgefunden. Der neue Senat 

wird von SPD, GRÜNEN und LINKEN gestellt. Im Koalitionsvertrag heißt es zum öffentli-

chen Dienst unter anderem:  

 

„Das Programm PEP wird beendet. Gleichwohl ist eine zielgerichtete Steuerung der Personal-

bedarfe und des Personaleinsatzes erforderlich. Ausgehend von den guten Erfahrun-

gen mit der Zuweisungsrichtlinie für Lehrkräfte wird Bremen im Finanzressort eine Fach-

stelle Personalbedarfsermittlung und ‐planung einrichten. Aufgabenbezogen und methodenge-

stützt werden Untersuchungen zur Personalbemessung  zusammen mit den Res-

sorts und der Senatskanzlei durchgeführt. Die Ergebnisse  sind dann Grundlage für Entschei-

dungen des Senats.    

 

Um für den öffentlichen Dienst auch in Zeiten des Fachkräftemangels qualifiziertes  Perso-

nal rekrutieren zu können, will Bremen seine Ausbildungsangebote bedarfsgerecht und be-



 

 

rufsbezogen ausbauen. Die Ausbildungsplanung soll auf Grundlage  von Prognosen zur Per-

sonalfluktuation, der Aufgabenentwicklung und der Veränderung der Arbeitsanforderun-

gen durch Digitalisierung vorgenommen werden. Dabei sollen insbesondere auch Verände-

rungen im Berufsverlauf berücksichtigt werden. Fachkräftebedarfe durch temporäre Abwe-

senheiten von Beschäftigten (z.B. durch Elternzeit) gehen in die Planung zukünftiger Ausbil-

dungskohorten mit ein.“  

 

 

In der Freien und Hansestadt Hamburg hatte der Senat am 28. Mai 2019 den „Entwurf eines 

Hamburgischen Gesetzes zur Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpassung 

2019/2020/2021“ mit den bereits im April 2019 angekündigten Erhöhungssätzen beschlossen 

und der Hamburgischen Bürgerschaft zur Beratung zugeleitet. Nach diesem Entwurf sollen die 

Beamten und Versorgungsempfänger in Hamburg rückwirkend zum 1. Januar 2019 eine Erhö-

hung um 3,0 % (3,2 % abzüglich 0,2 % für die Versorgungsrücklage), zum 1. Januar 2020 um 

3,2 % und zum 1. Januar 2021 um 1,4 % (ohne Abzug der Versorgungsrücklage, die ab 2020 

generell entfällt) erhalten. Die Hamburgische Bürgerschaft hat das Gesetz am 11. September 

2019 verabschiedet. Es ist rückwirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten. 

 

 

Im Land Hessen, das der Tarifgemeinschaft der Länder (TdL) als einziges Land nicht angehört, 

ist für die Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes ein Tarifabschluss am 29. März 2019 

vereinbart worden. Zum Inhalt des Tarifabschlusses wird auf die Einzelheiten oben (vgl. Seite 

3) verwiesen. 

 

Mit dem am 29. Juli 2019 verkündeten Gesetz über die Anpassung der Besoldung und Versor-

gung in Hessen in den Jahren 2019, 2020 und 2021 und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 

Vorschriften (HBesVAnpG 2019/2020/2021 - LT-Drucksache 20/ 625) werden die Bezüge der 

Beamten, Richter und Versorgungsempfänger in Hessen zum 1. März 2019 linear um 3,2 %, 

zum 1. Februar 2020 um weitere 3,2 % und zum 1. Januar 2021 um weitere 1,4 % erhöht. 

Anwärter nehmen, zeitlich vorgezogen, jeweils zum 1. Januar 2019, 2020 und 2021 an der li-

nearen Erhöhung teil. 

 

Nach dem für die laufende Legislaturperiode (2018 bis 2023) geltenden Koalitionsvertrag zwi-

schen CDU und GRÜNEN ist vorgesehen, die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Pflege bei 

allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung zu fördern, indem flexible Arbeitszeit-

gestaltung ermöglicht sowie Teilzeit- und Telearbeitsangebote zur Verfügung gestellt werden.  

 

Der wechselseitige Austausch zwischen Unternehmen und dem öffentlichen Dienst soll ausge-

baut werden. Dazu soll die Einrichtung regelmäßiger Praktika in der freien Wirtschaft für An-

gehörige des öffentlichen Dienstes auf freiwilliger Basis einen wichtigen Beitrag leisten. Die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen verstärkt die Möglichkeit erhalten, sich persönlich und 

beruflich weiterzuentwickeln. Sie sollen deshalb durch gezielte Fort- und Weiterbildungsange-

bote und durch Hilfen bei ihrer Lebensplanung unterstützt werden, um sie als motivierte Leis-

tungsträger dauerhaft im öffentlichen Dienst halten zu können.  

 

Die Gesundheitsförderung misst das Land Hessen einen besonderen Stellenwert zu. So will 

man den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Landesdienst die Aufnahme eines dualen Stu-

diums ermöglichen. Ziel des dualen Studiums ist eine wissenschaftlich fundierte und zugleich 

praxisnahe Ausbildung, die den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Rahmen der Fachkräfte-

gewinnung zur Weiterqualifizierung angeboten werden kann.  



 

 

 

Damit der öffentliche Dienst seine Vorbildfunktion erfüllt, will man in der Landesverwaltung 

so weit wie möglich auf sachgrundlose Befristungen verzichten. Der Anteil von Frauen in Füh-

rungspositionen soll gesteigert werden. Mit einer Demographiebrücke will man den Wissens-

transfer von ausscheidenden Mitarbeitern auf die jüngere Generation noch besser sicherstellen.  

 

Zur Stärkung der Interessenvertretungen soll das Hessische Personalvertretungsgesetz fortent-

wickelt und im Dialog mit den Gewerkschaften die Mitbestimmung im öffentlichen Dienst zeit-

gemäß ausgestaltet werden. Daher soll mit der Tarifgemeinschaft der Länder (TdL) das Ge-

spräch darüber aufgenommen werden, ob und wie das Land Hessen unter Beibehaltung der 

Vorteile des TV-H in die TdL zurückkehren kann. 

 

 

Nachdem die Besoldungsanpassung in Mecklenburg-Vorpommern über mehrere Jahre in-

haltlich und zeitlich unabhängig von der jeweiligen Tarifrunde erfolgt ist, 

soll es nach dem Willen der jetzigen Landesregierung für 2019 und die Folgejahre bis 2021 

eine wirkungsgleiche Übertragung der linearen Komponenten des Tarifergebnisses auf die Be-

amten geben. Die 0,2%-ige Zuführung zur Versorgungsrücklage soll bis zum Jahr 2022 fortge-

führt werden, um das Versorgungsniveau stabil zu halten. Demgemäß sollen die Besoldungs- 

und Versorgungsbezüge zum 1. Januar 2019 um 3,0 %, zum 1. Januar 2020 ebenfalls um 3,0 

% und zum 1. Januar 2021 um weitere 1,2 % erhöht werden.  

 

Inzwischen ist auch das Gesetzgebungsverfahren eingeleitet worden. Der Entwurf eines Geset-

zes über die Anpassung von Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezügen 2019, 2020 und 

2021 und zur Änderung weiterer besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften des Lan-

des Mecklenburg-Vorpommern wird im Landtag als Drucksache 7/4000 geführt. Eine Verab-

schiedung des Gesetzes steht noch aus. 

 

Für den Besoldungsbereich soll ein Attraktivitätsprogramm aufgelegt werden, damit der Lan-

desdienst bei Nachwuchskräften mehr Zuspruch erfährt. Zu diesem Zweck soll das Landesbe-

soldungsgesetz geändert werden. Einzelheiten stehen noch nicht fest. 

 

Das Projekt einer Überarbeitung des Personalvertretungsgesetzes gibt es nennenswerte Fort-

schritte noch nicht zu vermelden. Die Vorgespräche zu dieser Thematik mit den Gewerkschaf-

ten sind im Gange, Ergebnisse gibt es aber noch nicht. Ziel der Gewerkschaften ist es, für die 

Personalvertretungen eine sog. Allzuständigkeit zu erreichen. Unter Allzuständigkeit in diesem 

Sinne ist eine dahingehende Erweiterung der Beteiligungsrechte zu verstehen, dass künftig jede 

Entscheidung der Dienststelle zumindest eine Mitwirkungspflicht der Personalvertretung aus-

löst. Zur Zeit ist nicht recht klar, wie weiter verfahren wird. 

 

Ferner im Gespräch ist eine Überarbeitung der Allgemeinen Laufbahnverordnung. In mehreren 

Fällen müssen Gesetzesänderungen und neuere Entscheidungen der Rechtsprechung in die 

Laufbahnverordnung eingearbeitet werden. Das Vorhaben wird wohl noch einige Zeit in An-

spruch nehmen. 

 

 

Im Land Niedersachsen ist das Gesetz über die Anpassung der Besoldung und der Versor-

gungsbezüge in den Jahren 2019 bis 2021 am 26. Juni 2019 (GVBl. 2019, S. 114) verkündet 

worden und sodann in Kraft getreten. 

 



 

 

Die Dienst- und Versorgungsbezüge waren zuletzt mit Wirkung vom 1. Juni 2018 durch das 

Gesetz zur Neuregelung des Besoldungsrechts, zur Anpassung der Besoldung und der Versor-

gungsbezüge in den Jahren 2017 und 2018 sowie zur Änderung anderer dienstrechtlicher Vor-

schriften vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64) erhöht worden. Ergänzend 

war im Rahmen des Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 21. Sep-

tember 2017 (Nds. GVBl. S. 287) geregelt worden, dass die Erhöhung der Grundgehaltssätze 

zum 1. Juni 2017 mindestens im Umfang von monatlich 75 Euro erfolgt.  

 

Mit dem jetzigen Gesetz ist vorgesehen, die Bezüge der Beamten, Richter und Versorgungs-

empfänger in drei Schritten anzuheben. Für das Jahr 2019 ist zum 1. März eine Anhebung der 

Bezüge um 3,16 Prozent, mindestens jedoch um 100 Euro erfolgt.  

 

Die Tarifeinigung für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder (TV-L) sieht ne-

ben der linearen Erhöhung der Entgelte zugunsten der unteren Entgeltgruppen als soziale Kom-

ponente für das Jahr 2019 eine Mindesterhöhung von 100 Euro vorsieht. In Niedersachsen ist 

diese nun auch auf den Beamtenbereich übertragen worden und kommt damit den Beamten in 

den unteren Besoldungsgruppen zugute. Im Jahr 2020 sollen die Bezüge um weitere 3,2 Prozent 

zum 1. März 2020 erhöht werden. Eine weitere Erhöhung um 1,4 Prozent für das Jahr 2021 

erfolgt zum 1. März 2021. In den Jahren 2020 und 2021 soll es aber keine Mindestbeträge geben 

 

Die Anwärtergrundbeträge erhöhen sich zum 1. März 2019 und 1. März 2020 jeweils um einen 

Festbetrag von 50 Euro. Damit wird sowohl eine Weichenstellung zugunsten der Einkommens-

verbesserung der Bezügeempfänger nach der letzten Erhöhung zum 1. Juni 2018 getroffen als 

auch Planungssicherheit für den Landeshaushalt geschaffen. Der Gesetzentwurf überträgt das 

Gesamtvolumen der jüngst vereinbarten Tarifeinigung für die Beschäftigten der Länder wir-

kungsgleich auf die Beamtenschaft. 

 

Im Übrigen plant die Landesregierung ein "Programm zur Stärkung der Attraktivität des öffent-

lichen Dienstes in Niedersachsen", das neben besseren Beförderungs- und Aufstiegsmöglich-

keiten, der Einführung einer Sonderlaufbahn im Bereich Technik/IT, der Ausweitung der Mög-

lichkeit zu Telearbeit (Home-Office) auch die Wiedereinführung einer jährlichen Sonderzah-

lung in Höhe von 300 € für alle Beamten beinhaltet, sowie einen jährlichem Zuschlag von 170 

€ pro Kind (450 € Euro ab dem 3. Kind). Für Beamte der unteren Besoldungsgruppen bis ein-

schließlich A 8 soll die bestehende Sonderzahlung von 420 € auf 920 € erhöht werden. Diese 

Regelungen sollen ab 2020 gelten. 

 

 

Im Land Nordrhein-Westfalen ist das Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungs-

bezüge 2019/2020/2021 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land 

Nordrhein-Westfalen vom Landtag am 12. Juli 2019 verabschiedet und am 29. Juli 2019 ver-

kündet worden und damit in Kraft getreten.  

 

Unter Zugrundelegung der vom Bundesverfassungsgericht in seinen Entscheidungen vom 5. 

Mai 2015 und vom 17. November 2015 aufgestellten Parameter und nach Abschluss der Ge-

spräche mit den Gewerkschaften und Verbänden hatte sich die Landesregierung entschlossen, 

das Ergebnis der Tarifverhandlungen zeit- und wirkungsgleich auf die Beamten, Richter und 

Versorgungsempfänger zu übertragen. Im Hinblick auf das besoldungsrechtlich zu beachtende 

Abstandsgebot (vgl. BVerfG, Beschluss vom 23. Mai 2017 - 2 BvR 883/14, 2 BvR 905/14- Rn. 

75) und zur Wahrung der relativen Abstände zwischen den Besoldungsgruppen ist zu diesem 

Zweck das finanzielle Gesamtvolumen der Erhöhungen der Tabellenentgelte in einen für alle 



 

 

gleichen Prozentsatz umgerechnet und mit diesem Prozentsatz auf die Besoldung und Versor-

gung übertragen worden. Von einer Übernahme der Mindestbeträge auf die Beamtenbesoldung 

wurde abgesehen. 

 

Für 2019 bedeutet das ab dem 1. Januar 2019 eine Steigerung der Bezüge um 3,2 Prozent, für 

2020 ab dem 1. Januar 2020 eine Steigerung von weiteren 3,2 Prozent und für 2021 ab dem 1. 

Januar 2021 eine Steigerung von weiteren 1,4 Prozent. Soweit im Tarifbereich Entgelte über 

die vorgenannten Prozentsätze hinaus erhöht und strukturelle Verbesserungen in der Entgelt-

ordnung vorgenommen werden, ist dies bei der Anpassung der Beamten- und Versorgungsbe-

züge nicht nachvollzogen worden (vgl. vorigen Absatz). Es handele sich um strukturelle Maß-

nahmen, die nicht der mit der Bezügeanpassung bezweckten Teilhabe der Beamten, Richter 

und Versorgungsempfänger an der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanzi-

ellen Verhältnisse dienen.  

 

Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Anwärterinnen und Anwärter), Rechtsreferen-

dare sowie in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis befindliche Justizsekretäran-

wärter sollen entsprechend der Tarifeinigung ab dem 1. Januar 2019 und ab dem 1. Januar 2020 

jeweils eine Erhöhung von 50 Euro monatlich erhalten. Anwärtern soll ferner ein zusätzlicher 

Urlaubstag gewährt werden.  

 

Zur Frage einer schon seit längerer Zeit diskutierten möglichen Verbesserung der Lehrerbesol-

dung (Grund- und Hauptschullehrer) gibt es nichts Neues. Der Gesetzentwurf der SPD mit dem 

Ziel, die Grund- und Hauptschullehrer künftig in Besoldungsgruppe A 13 einzustufen, ist vom 

Landtag abgelehnt worden. Einen Vorschlag der Landesregierung gibt es bisher nicht. 

 

 

Im Land Rheinland-Pfalz ist das Tarifergebnis mit seinen linearen Komponenten - wie be-

reits im Juni 2018 angekündigt - zeitgleich und systemgerecht auf den Beamtenbereich über-

tragen worden. Darüber hinaus werden die Bezüge von Beamten, Richtern und Versorgungs-

empfängern zum 1. Juli 2019 und zum 1. Juli 2020 jeweils um weitere 2 % erhöht. Mit dieser 

Anpassung soll im bundesweiten Besoldungsvergleich ein Platz „im verdichteten Mittelfeld“ 

erreicht werden. Das sei eine große und bewusste Kraftanstrengung für den Landeshaushalt, 

um auch für den Beamtenbereich konkurrenzfähige Bedingungen zu bieten und die Zukunfts-

fähigkeit des öffentlichen Dienstes in Rheinland-Pfalz zu sichern. 

 

Demgemäß hatte die Landesregierung den Entwurf eines Landesgesetzes zur Anpassung der 

Besoldung und Versorgung 2019/2020/2021 beschlossen und dem Landtag zur weiteren Bera-

tung zugeleitet (LT-Drucksache 17/9144). Dieser Gesetzentwurf sieht bis zum Jahr 2021 fol-

gende Anpassungsschritte vor: 

 

°  zum 1. Januar 2019  Erhöhung um 3,2 %, 

°  zum 1. Juli 2019  Erhöhung um weitere 2,0 %, 

°  zum 1. Januar 2020  Erhöhung um weitere 3,2 %, 

°  zum 1. Juli 2020  Erhöhung um weitere 2,0 % und 

°  zum 1. Januar 2021  Erhöhung um weitere 1,4 %. 

 

Der rheinland-pfälzische Landtag hat das von der Landesregierung eingebrachte Gesetz am 13. 

Juni 2019 beschlossen. Am 3. Juli 2019 ist es rückwirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten. 

 



 

 

Der Landtag des Saarlandes hat das Gesetz zur Anpassung von Besoldungs- und Versor-

gungsbezügen in den Jahren 2019, 2020 und 2021 und zur Änderung dienstrechtlicher Bestim-

mungen inzwischen beschlossen. Das Gesetz wurde am 13. Juli 2019 verkündet und ist sodann 

in Kraft getreten. Durch dieses Gesetz ist das Tarifergebnis zwar wirkungsgleich, aber zeitver-

zögert auf den Beamtenbereich übertragen werden soll. So sind die Bezüge erhöht werden 

 

° zum 1. August 2019 um 3,2 %, 

° zum 1. Juni 2020 um 3,2 % und 

° zum 1. April 2021 um 1,7 % (0,3 % besser als Tarifabschluss) 

 

Durch die - erneut spürbare - zeitliche Verzögerung der Besoldungserhöhung gegenüber dem 

Tarifbereich und gegenüber dem Beamtenbereich in den anderen Ländern bildet das Saarland 

bei der diesjährigen Besoldungsrunde das Schlusslicht unter den deutschen Ländern und rutscht 

auch im Gesamtvergleich mit dem Bund und den übrigen Ländern weiter spürbar ab. 

 

Zur Zeit wird ein Konzept für Qualifizierungsmaßnahmen erarbeitet, das zum Ziel hat, die saar-

ländische Verwaltung für die Zukunft attraktiv zu machen. Ein größeres Projekt, das in nächster 

Zeit realisiert werden soll, ist die Überarbeitung des Landespersonalvertretungsgesetzes. Zu 

diesem Zweck ist eine Arbeitsgruppe eingerichtet worden, der auch Vertreter der zuständigen 

Gewerkschaften angehören. Schwerpunkte der Gesetzesnovelle sollen die Überarbeitung und 

die Erweiterung des Beteiligungskatalogs, eine Neufassung der Vorschriften zur Letztentschei-

dung der Einigungsstelle und schließlich die Einführung von Beteiligungsrechten bei Maßnah-

men zur weiteren Digitalisierung sein. 

 

 

Im Freistaat Sachsen ist das vom Landtag verabschiedete Gesetz zur Anpassung der Besol-

dung und der Versorgungsbezüge 2019/2020/2021 sowie zur Änderung weiterer besoldungs-

rechtlicher Vorschriften“ (Drucksache 6/17566) am 13. Juli 2019 verkündet worden und rück-

wirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten.  

 

Das Gesetz geht davon aus, dass eine umfassende 1:1-Übertragung der Tarifeinigung vom 2. 

März 2019 auf die Besoldung aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht möglich ist. Es sieht 

daher die Übertragung entsprechend den verfassungsrechtlichen Vorgaben am tabellenwirksa-

men Gesamtvolumen der Tarifeinigung, um beide Statusgruppen – Tarifbeschäftigte und Be-

amte – angemessen zu behandeln. Damit sollen die Kriterien des Bundesverfassungsgerichtes 

eingehalten werden. Mithin ist die Tarifeinigung wie folgt auf die Beamten, Richter und Ver-

sorgungsempfänger im Freistaat Sachsen übertragen worden:  

 

1. Ab 1. Januar 2019 wird die Besoldung für die Beamten, Richter und Versorgungsempfänger 

um 3,2 % angehoben. Die monatlichen Anwärterbezüge werden um 50 Euro angehoben.  
2. Ab 1. Januar 2020 wird die Besoldung für die Beamten, Richter und Versorgungsempfänger 

um weitere 3,2 % angehoben. Die monatlichen Anwärterbezüge werden um weitere 50 Euro 

angehoben.  
3. Ab 1. Januar 2021 wird die Besoldung für die Beamten, Richter und Versorgungsempfänger 

um weitere 1,4 % angehoben. 
 

Im Übrigen ist in Sachsen am 1. September 2019 ein neuer Landtag gewählt worden. Eine 

Entscheidung über die politische Zusammensetzung der künftigen Landesregierung ist noch 

nicht gefallen. Sondierungsgespräche zwischen den für eine mögliche Regierungskoalition in 

Betracht kommenden Parteien laufen, sind aber noch nicht abgeschlossen. Zu der Frage, welche 



 

 

Politik die künftige Landesregierung im Bereich des Beamten- und des Besoldungsrechts be-

treiben wird, lassen sich Aussagen gegenwärtig noch nicht treffen. 
 

 

Im Land Sachsen-Anhalt  hat der Landtag am 29. August 2019 das Landesbesoldungs- und -

versorgungsanpassungsgesetz 2019/2020/2021 verabschiedet (LT-Drucksache 7/4475). Ziel ist 

die Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge für die Beamten und Richter an die Ent-

wicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse durch die zeit- und 

inhaltsgleiche (systemgerechte) Übernahme des Tarifabschlusses für die Beschäftigten des öf-

fentlichen Dienstes der Länder (TV-L) vom 2. März 2019.  

 

Danach sollen die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten, Richter und Versorgungsemp-

fänger zum 1. Januar 2019 und zum 1. Januar 2020 jeweils um 3,2 % und zum 1. Januar 2021 

um weitere 1,4 % erhöht werden. Die Übernahme der im Tarifergebnis enthaltenen Mindester-

höhungsbeträge in Höhe von 100 Euro monatlich (2019), 90 Euro monatlich (2020) und 50 

Euro (2021) sieht das Gesetz nicht vor. Die Anwärtergrundbeträge werden zum 1. Januar 2019 

und zum 1. Januar 2020 um jeweils 50 Euro erhöht.  

 

Mit Blick auf den punktuell zu beobachtenden Mangel an Fachkräften hat der Landtag am 22. 

November 2018 das Zweite Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften beschlossen, 

das am 1. Januar 2019 in Kraft getreten ist. Dieses Gesetz sieht verschiedene Instrumente des 

finanziellen Dienstrechts vor, welche der veränderten Bedarfslage gerecht werden sollen. Für 

Beamte, die den Beginn ihres Ruhestandes über die gesetzliche Altersgrenze hinausschieben, 

kann ein Zuschlag von 10 % ihres Grundgehalts gezahlt werden. Ein Hinausschieben des Ein-

tritts in den Ruhestand ist bis zu einer Dauer von insgesamt drei Jahren möglich. 

 

Ferner ist vorgesehen, auch die Tätigkeit von Ruhestandsbeamten im öffentlichen Dienst at-

traktiver zu gestalten. Zu diesem Zweck wurde die Hinzuverdienstgrenze angehoben. Künftig 

soll einem Ruhestandsbeamter im Falle einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst neben seiner Be-

amtenversorgung ein Hinzuverdienst möglich sein, mit dem er insgesamt bis zu 120 % seiner 

ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bekommt. 

 

Aktuelle Bestrebungen, die Ämter der Grundschullehrer von A 12 nach A 13 zu heben, gibt es 

weiterhin nicht. Das gilt zunächst bis zum Ende der laufenden Legislaturperiode. Die Unter-

schiede in den Lehrinhalten rechtfertigen weiterhin eine Bewertung der Ämter der Grundschul-

lehrer nach A 12. Im Übrigen sind die landesrechtlichen Studienanforderungen für Grundschul-

lehrer im Vergleich zu Lehrern an weiterführenden Schulen bisher nicht angeglichen worden. 

In Sachsen-Anhalt geht man zwar davon aus, dass auf längere Sicht aber auch dort eine Anhe-

bung der Besoldung der Grundschullehrer von Besoldungsgruppe A 12 nach A 13 gefordert 

werde. 

 

 

Aus Schleswig-Holstein ist zu berichten, dass das Gesetz zur Besoldungs- und Versorgungs-

anpassung in Schleswig-Holstein (BVAnpG 2019-2021) am 29. Mai 2019 vom Landtag verab-

schiedet und am 27. Juni 2019 verkündet wurde (GVOBl. 2019, S. 120). In dem Gesetz ist 

vorgesehen, dass die Bezüge zum 1. Januar 2019 rückwirkend um 3,01 %, zum 1. Januar 2020 

um weitere 3,12 % und zum 1. Januar 2021 um noch einmal 1,29 % angehoben werden. Damit 

werden lediglich die rein linearen Komponenten der Tarifeinigung beim TV-L auf die Beamten 

übertragen. Ferner soll eine nicht tabellenwirksame Einmalzahlung in Höhe von 100,- € zum 1. 

Oktober 2019 gewährt werden. 



 

 

 

Der „strukturelle Teil“ der Tariferhöhung soll dann in einer „Besoldungsstrukturreform“ be-

rücksichtigt werden. Am 13. Juni 2019 hat das Finanzministerium die Eckpunkte zur geplanten 

Reform der Besoldungsstruktur vorgestellt. Danach soll die Besoldungserhöhung in vier Schrit-

ten über die künftigen Tarifabschlüsse hinaus erfolgen, und zwar in den Jahren 2021 und 2022 

um je 0,2 Prozentpunkte und in den Jahren 2023 und 2024 um je 0,3 Prozentpunkte. Für das 

Jahr 2020 ist eine Einmalzahlung von 100 € (Anwärter: 50 €) vorgesehen. 

 

Beamte in den Besoldungsgruppen A 2, A 3 und A 4 sollen in die Besoldungsgruppe A 5 über-

führt werden. Das bedeutet faktisch eine Beseitigung des einfachen Dienstes. 

 

 

Der Freistaat Thüringen hat das Tarifergebnis vom 2. März 2019 „zeitgleich und systemge-

recht“ auf die Beamten und Versorgungsempfänger übertragen. Das Thüringer Gesetz zur An-

passung der Besoldung und der Versorgung in den Jahren 2019 bis 2021 ist inzwischen vom 

Landtag verabschiedet, am 23. Juli 2019 verkündet worden. Das Gesetz sieht vor, dass Thürin-

gens Beamte mit den Tarifbeschäftigten „gleichziehen“. Die Landesregierung hatte sich bereits 

in ihrer Kabinettsitzung vom 5. März 2019 darauf verständigt, dass die Beamtenbezüge  

 

- rückwirkend zum 1. Januar 2019 um 3,2 %,  
- zum 1. Januar 2020 um weitere 3,2 % und  
- zum 1. Januar 2021 noch einmal um 1,4 % steigen sollen.  
 

Mindestbeträge sind nicht vorgesehen. 
 

Für die Lehrer an sog. Regelschulen, die bisher in Besoldungsgruppe A 12 eingruppiert gewe-

sen seien, ist eine Besoldungsverbesserung vorgesehen. Diese Lehrer sollen zunächst eine ru-

hegehaltfähige Zulage in Höhe von 50 % des Unterschiedsbetrages zwischen den Besoldungs-

gruppen A 12 und A 13 als Amtszulage erhalten; ab dem Jahr 2020 will man sie nach A 13 

höher stufen. Im Gymnasialbereich werden das funktionslose Beförderungsamt A 14 (Oberstu-

dienrat) und die Funktionsstellen abgeschafft, was die Beförderungsaussichten für Gymnasial-

lehrer spürbar verschlechtert. Künftig wird es an jedem Gymnasium nur noch ganz wenige A 

14-Stellen geben, zumeist nur zwei bis drei, und die nur für bestimmte Funktionen. Das Ergeb-

nis der Besoldungsänderungen für Lehrer ist, dass ab 2020 alle Lehrer gleich welcher Schulart 

einheitlich in A 13 sind. Da für die Gymnasiallehrer sogar die meisten Beförderungsmöglich-

keiten nach A 14 und höher entfallen, wird dieser Personenkreis besonders benachteiligt. 

 

 

Für den Bundesbereich ist in diesem Jahr der im vergangenen Jahr beschlossene zweite An-

passungsschritt der Besoldungsrunde 2018, 2019, 2020 in Kraft getreten. Das bedeutet, dass 

die Bezüge zum 1. April 2019 um 3,09 % gestiegen sind; ein Abzug von 0,2 % für die Versor-

gungsrücklage hat diesmal nicht stattgefunden. Der dritte Erhöhungsschritt um weitere 1,06 % 

wird zum 1. März 2020 erfolgen (Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 2018, 

2019, 2020 vom 8. November 2018 - BGBl. I S. 1810). 

 

Im Übrigen ist der Entwurf eines Besoldungsstruktur-Modernisierungs-Gesetzes  

(BesStrModG) inzwischen vom Bundeskabinett verabschiedet worden. Er liegt jetzt  

dem Bundestag vor. Dort stehen in Kürze die Ausschussberatungen an. Man geht davon aus, 

dass das Gesetzgebungsverfahren in einigen Monaten zum Abschluss gebracht werden kann. 



 

 

Mit einem Inkraftttreten wird für die erste Jahreshälfte 2020 gerechnet. Der Gesetzentwurf sieht 

u. a. vor 

 

1. eine Erhöhung der Polizeizulage, 
2. eine Umgestaltung der BKA-Zulage zu einer Stellenzulage bei gleichzeitiger Erhöhung, 
3. die Erhöhung der Sicherheitszulage für die Nachrichtendienste und der Zulage für das BSI, 
4. eine gestaffelte Erhöhung der Ministerialzulage, 
5. eine Erhöhung der Tagessätze des Auslandsverwendungszuschlags, 
 

Mit dem Gesetz sollen in erster Linie besoldungsrechtliche Anreize für die Personalgewinnung 

und die Personalbindung geschaffen werden, insbesondere für Spezialisten mit besonderen 

Qualifikationen, die auf dem Arbeitsmarkt nicht in erforderlicher Anzahl zur Verfügung stehen 

(z.B. IT-Kräfte).  

 

Die ursprünglich vorgesehene Erhöhung des Familienzuschlags für das erste und das zweite 

Kind bei gleichzeitiger Halbierung des Verheiratetenzuschlags ist in dem Entwurf nicht mehr 

enthalten.  

 

In nächster Zeit in Angriff genommen werden soll eine Überarbeitung des Bundespersonalver-

tretungsgesetzes (BPersVG). Hierbei wird es vor allem darum gehen, das inzwischen über 40 

Jahre alte Gesetz den aktuellen Erfordernissen anzupassen. Ein Schwerpunkt der Überarbeitung 

wird darin bestehen, zahlreiche Gerichtsentscheidungen der letzten Jahre, mit denen das Perso-

nalvertretungsrecht an etlichen Stellen Präzisierungen erfahren hat, in das Gesetz einzuarbeiten. 

In welchem Umfang auch Mitbestimmungstatbestände unter Umständen ausgeweitet werden 

sollen, bedarf noch eingehender Prüfung und der Abstimmung mit den Gewerkschaften. 

 

Des Weiteren wird entsprechend dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 

März 2018 geprüft, welche Möglichkeiten es gibt, für das Arbeitszeitrecht Verbesserungen zu 

erreichen. In diesem Zusammenhang ist unter anderem daran gedacht, den Aufbau von Arbeits-

zeitkonten zu erleichtern und zu erweitern. 

 

 

 

 

Neueste Rechtsprechung  
 
 

Eigenmächtig geleistete Mehrarbeit  führt  nicht zu beamtenrechtlichem Aus-

gleichsanspruch: 

 
Urteil  des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. September 2018 - 2 C 45.17 - 

 

Leitsätze: 

 

1. Legt der Dienstherr in Ausübung seines Organisationsermessens die konkrete Arbeitszeit 

eines Beamten durch allgemeine Richtlinien im Sinne des § 35 Satz 2 des Beamtenstatusge-

setzes (BeamtStG) fest, steht es dem Beamten nicht zu, eigenmächtig hiervon abzuweichen. 



 

 

Aus einer solchen Missachtung der Befolgenspflicht kann ein beamtenrechtlicher Aus-

gleichsanspruch auch dann nicht hergeleitet werden, wenn der Beamte aufgrund seines ei-

genmächtigen Verhaltens mehr Dienst geleistet hat, als der Dienstherr von ihm verlangt. 

2. Eine Weisung des Dienstherrn im Sinne von § 35 Satz 2 BeamtStG kann nicht durch Ver-

haltensweisen (Überzeugungen, Gewohnheiten oder Gepflogenheiten) relativiert werden, 

die mangels Klarheit, Bestimmtheit oder Verbindlichkeit nicht den Charakter einer Weisung 

in diesem Sinne aufweisen. 

 

 

Auch Ankündigungen einer disziplinarrechtlichen Prüfung können äußere 

Einwirkungen im Sinne des Dienstunfallrechts sein: 
 

Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 11. Oktober 2018 - 2 B 3.18 - 

 

Leitsatz: 

 

Auch nicht-körperliche Einwirkungen können äußere Einwirkungen im Sinne des Dienstunfall-

rechts (z.B. § 31 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG) sein; dies gilt auch für dienstliche Gespräche (hier: 

über ein außerdienstliches Verhalten des Beamten mit der Ankündigung einer disziplinarrecht-

lichen Prüfung). Bei letzteren ist allerdings Voraussetzung, dass während des Dienstgesprächs 

durch dessen Verlauf, durch die Art der Äußerungen (z.B. aggressives Anbrüllen) oder durch 

deren Inhalt (z.B. Beleidigungen, Beschimpfungen) der Rahmen der Sozialadäquanz über-

schritten wird. Ein im Rahmen des Normalen bleibenden Gesprächs mit dienstrechtlichem An-

lass genügt nicht. 

 

 

Fürsorgepflicht des Dienstherrn verletzt, wenn Genehmigung einer Dienst-

reise an Verzicht auf Reisekostenvergütung gekoppelt wird:  
 

Urteil  des Bundesverwaltungsgerichts vom 23. Oktober 2018 - 5 C 9.17 - 

 

Leitsatz: 

Die Abfrage der Schulleitung, ob eine Lehrkraft im Falle nicht ausreichender Haushaltsmittel 

auf Reisekostenvergütung für die Teilnahme an einer Klassenfahrt zumindest teilweise verzich-

tet, verstößt gegen die Fürsorgepflicht des Dienstherrn, wenn sie die Genehmigung der Veran-

staltung an den Verzicht koppelt. 

 

 

Verzögerte Einleitung eines Disziplinarverfahrens kann mildernder Um-

stand sein: 
 

Urteil  des Bundesverwaltungsgerichts vom 15. November 2018 - 2 C 60.17 - 

 

Leitsätze: 

 

1. Ein Verstoß gegen die aus § 17 Abs. 1 Satz 1 LDG NRW (§ 17 Abs. 1 Satz 1 BDG) folgende 

Pflicht zur rechtzeitigen Einleitung des behördlichen Disziplinarverfahrens ist ein Mangel, 

der bei der Bemessung der Disziplinarmaßnahme als mildernder Umstand zu berücksichti-

gen sein kann. 



 

 

2. § 17 Abs. ! Satz 1 LDG NRW kann als zwingende Schutzvorschrift zugunsten des Beamten 

durch den Lauf eines Mediationsverfahrens nicht außer Kraft gesetzt werden. 
3. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verlangt, dass der Dienstherr bei zeitlich gestreckt 

auftretenden Dienstpflichtverletzungen, die nach ihrer Schwere für sich genommen keine 

höheren Disziplinarmaßnahmen gebieten, in der Regel zunächst zeitnah zur begangenen Ver-

letzungshandlung mit niederschwelligen disziplinaren Maßnahmen auf den Beamten ein-

wirkt. 
 

 

 

Bei Verknüpfung von Dienstpostenvergabe und Beförderung ist nach erfolg-

ter Beförderung auch Korrektur  der Auswahlentscheidung ausgeschlossen: 
 

Urteil  des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Dezember 2018 - 2 A 2.18 - 

 

Leitsatz: 

 

Wenn der Dienstherr die Vergabe eines höherwertigen Dienstpostens und die Vergabe des ent-

sprechenden Beförderungsamtes in der Weise miteinander verknüpft, dass er der Dienstposten-

vergabe im Falle der Bewährung des ausgewählten Bewerbers ohne weitere Auswahlentschei-

dung die Beförderung nachfolgen lässt, ist mit der rechtsbeständigen Beförderung auch eine 

Korrektur der Auswahlentscheidung über die Dienstpostenvergabe ausgeschlossen. 

 

 

Nichtstrafbares außerdienstliches Vergehen kann im Ausnahmefall diszipli-

nare Höchstmaßnahme rechtfertigen: 
 

Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. April  2019 - 2 B 32.18 - 

 

Leitsätze: 

 

1. Ein außerdienstliches Vergehen, das keinen Straftatbestand erfüllt, kann zwar nicht im Re-

gelfall, wohl aber im Ausnahmefall die disziplinare Höchstmaßnahme rechtfertigen. 

2. Bei einem Lehrer, der im Internet mit ihm unbekannten Chatpersonen Gewaltphantasien über 

Folter und Misshandlungen von minderjährigen Mädchen und Fotos von (zum Teil von ihm 

selbst unterrichteten) Schülerinnen austauscht, kann ein derartiger Ansehens- und Vertrau-

ensverlust eintreten, dass die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis die gebotene und an-

gemessene Disziplinarmaßnahme ist. 

3. Außerdienstliche Verfehlungen dieser Art können bei einem Lehrer bereits dann die Dienst-

ausübung berühren und damit einen Amtsbezug begründen, wenn zu befürchten ist, dass der 

Lehrer ihretwegen auf Vorbehalte der Eltern der von ihm unterrichteten Kinder stößt und 

deswegen nicht mehr die Autorität und das Vertrauen genießt, auf die er für die Erfüllung 

seiner dienstlichen Aufgaben zwingend angewiesen ist. Insoweit genügt die bloße Eignung 

für einen solchen Ansehens- und Vertrauensverlust, ohne dass dieser konkret eingetreten sein 

muss. 

 

 



 

 

Sachgründe für  Einengung des Bewerberkreises sind vorher zu dokumentie-

ren, um nachträgliche Veränderungen zu Lasten einzelner Bewerber auszu-

schließen: 
 

Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Niedersachsen vom 3. Dezember 2018 - 5 ME 

141/18 -  

 

Leitsätze: 

 

1. Die öffentliche Verwaltung ist im Rahmen der ihr zustehenden Personal- und Organisations-

hoheit nicht gehindert, den Kreis der nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung zu 

vergleichenden Bewerber um ein öffentliches Amt aufgrund sachlicher Erwägungen einzu-

engen. 

2. Die Organisationsgrundentscheidung unterliegt zwar nicht unmittelbar der Dokumentations-

pflicht, die die Rechtsprechung zu beamtenrechtlichen Konkurrentenstreitverfahren um Be-

förderungsämter aus Art. 33 Abs. 2 GG in Verbindung mit Art. 19 Abs. 4 GG hergeleitet hat. 

Für die Organisationsgrundentscheidung ist indes - ähnlich der verfahrensmäßigen Absiche-

rung des Bewerbungsverfahrensanspruchs - eine hinreichende Dokumentation zu fordern, 

um auszuschließen, dass die Grundlagen der Auswahlentscheidung nachträglich zu Lasten 

einzelner Bewerber verändert werden können. 

3. Wenn eine Stelle beschränkt ausgeschrieben ist, ist nachgewiesen, dass zuvor eine entspre-

chende Organisationsgrundentscheidung getroffen worden ist. Die Begründung, die für diese 

Organisationsgrundentscheidung maßgeblich war, muss - wenn sie nicht offenkundig ist - 

zeitlich vor der beschränkten Ausschreibung dokumentiert worden sein. 

4. Eine nachträgliche Beschränkung des Bewerberkreises auf „Landeskinder“ nach Kenntnis 

des konkreten Bewerberfeldes ist unzulässig. 

 

 

Versagung der Einstellung als Polizist wegen Tätowierung bedarf gesetzli-

cher Grundlage: 
 

Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein -Westfalen vom 11. September 2018 - 

6 A 2272/18 - 

 

Leitsätze: 

 

1. Die Bestimmung einer Einstellungsvoraussetzung für das Beamtenverhältnis bedarf dann ei-

nes Parlamentsgesetzes, wenn eine dem Gesetzgeber vorbehaltene Abwägung des Besten-

auslesegrundsatzes des Art. 33 Abs. 2 GG mit anderen verfassungsrechtlichen Gewährleis-

tungen geboten ist. 

2. Die Versagung der Einstellung eines Bewerbers in den Polizeivollzugsdienst wegen einer 

Tätowierung bedarf einer hinreichend bestimmten gesetzlichen Grundlage. 

 

 

Anordnung einer amtsärztlichen Untersuchung bedarf keiner Ausführun-

gen, worin  die Zweifel an der Dienstfähigkeit begründet sind: 
 

Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein -Westfalen vom 3. September 2018 - 6 

B 860/18 - 



 

 

 

Leitsätze: 

 

1. Der Dienstherr kann sich auch für die Aufforderung gegenüber einem Polizeibeamten, sich 

einer (polizei-)amtsärztlichen Untersuchung zu unterziehen, auf die sog. Vermutensregel des 

§ 26 Abs. 1 Satz 2 BeamtStG stützen, wonach Zweifel hinsichtlich der (Polizei-)Dienstfä-

higkeit begründet sind, wenn der Beamte innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate 

keinen Dienst getan hat. 

2. Macht der Dienstherr von dieser Möglichkeit Gebrauch, muss er in der Untersuchungsan-

ordnung weder näher ausführen, in welcher Hinsicht Zweifel am körperlichen Zustand oder 

an der Gesundheit des Beamten bestehen, noch muss er die Art und den Umfang der ärztli-

chen Untersuchung näher eingrenzen. 

 

 

Beurteilungsbeitrag ist für  die Dauer einer möglichen gerichtlichen Über-

prüfung der Beurteilung aufzubewahren: 
 

Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 19. Dezember 2018 - 1 B 1165/18 

- 

 

Leitsätze: 

 

1. Beruht eine Beurteilung auf einem schriftlichen Beurteilungsbeitrag, hat der Dienstherr die-

sen für die Dauer einer möglichen gerichtlichen Überprüfung der Beurteilung aufzubewah-

ren. 

2. Stützt sich der nicht ausgewählte Bewerber im Eilverfahren auf eine fehlerhafte Beurteilung 

des ausgewählten Bewerbers und rügt er in diesem Zusammenhang das Fehlen eines (not-

wendigen) schriftlichen Beurteilungsbeitrags, kann in einem ersten Schritt regelmäßig nicht 

mehr verlangt werden, als dieses Defizit zu benennen. 

3. Gelingt es dem Dienstherrn - etwa durch Vorlage von dienstlichen Erklärungen oder eides-

stattlichen Versicherungen - nachzuweisen, dass und wie die angegriffene Beurteilung aus 

dem schriftlichen Beurteilungsbeitrag entwickelt worden ist, obliegt es dem nicht ausge-

wählten Bewerber, seinen Angriff auf die Beurteilung des ausgewählten Bewerbers zu kon-

kretisieren und den Dienstherrn so zur weiteren Plausibilisierung zu zwingen. 

 

 

Abbruch eines Besetzungsverfahrens nur  bei sachlichem Grund:  
 

Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Sachsen-Anhalt  vom 3. Januar 2019 - 1 M 145/18 

- 

 

Leitsätze: 

 

1. … 

2. Ein Besetzungsverfahren kann durch einen wirksamen Abbruch beendet werden, wenn der 

Dienstherr die Stelle zwar weiterhin vergeben will, hierfür aber ein neues Auswahlverfahren 

für erforderlich hält. Wirksam ist diese Entscheidung indes nur, wenn sie auf Grund eines 

sachlichen Grundes, der an Art. 33 Abs. 2 GG zu messen ist, rechtmäßig ist. 



 

 

3. Das Vorliegen neuer Regelbeurteilungen zeitlich nach einer als rechtswidrig erkannten Aus-

wahlentscheidung kann einen sachlichen Grund für die Neuausschreibung der vakanten 

Stelle darstellen. 

4. Das gilt jedenfalls dann, wenn der Dienstherr die bisher zu besetzen beabsichtigte Stelle ent-

gegen § 9 Satz 1 LBG LSA nicht ausgeschrieben hatte und kein Fall rechtsmissbräuchlichen 

Verhaltens des Dienstherrn anzunehmen ist. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Erste Schritte in Richtung ĂB¿rgerversicherungñ 

 
In gewissen Zeitabständen wird immer wieder die politische Forderung nach Einführung einer „Bür-

gerversicherung“ (Einheits-Krankenversicherung für alle) laut. Zur Begründung heißt es stets, die 

„Zwei-Klassen-Medizin“ müsse abgeschafft und Gleichheit für alle hergestellt werden. Zudem wird 

argumentiert, durch die Einbeziehung der bisher privat Versicherten in die gesetzliche Versicherung 

werde das Beitragsaufkommen dort deutlich erhöht. Verschwiegen wird allerdings, dass die neuen 

Mitglieder dann auch Versicherungsleistungen in Anspruch nehmen und so erhebliche Mehrkosten 

verursachen. 

 

Inzwischen haben mehrere Länder - von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt - gesetzliche Rege-

lungen geschaffen, mit denen ein erster Schritt in Richtung Bürgerversicherung getan wird. Dabei geht 

es zunächst um den - bisher kleinen - Kreis von Beamten, die freiwillig Mitglied einer gesetzlichen 

Krankenversicherung sind, weil das in ihrem Fall günstiger ist. Ihnen soll künftig die Hälfte ihrer Ba-

sis-Absicherung bei der gesetzlichen Krankenversicherung vom Dienstherrn erstattet werden.  

 

Eigentliches Ziel ist es aber, den Kreis der Beamten, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenversiche-

rung sind, nach und nach deutlich zu vergrößern, um dann sagen zu können, die Entwicklung zeige, 

dass die gesetzliche Krankenversicherung auf immer mehr Zustimmung stoße, das Beihilfemodell 

keine Zukunft mehr habe und nur durch eine allgemeine „Bürgerversicherung“ ersetzt werden könne. 

 

Mit der „Bürgerversicherung“ würde das im Gegensatz zur gesetzlichen Krankenversicherung gut 

funktionierende System von Beihilfe und privater Krankenversicherung zerschlagen. Die gravierenden 

Nachteile, unter denen die gesetzlich Versicherten gegenwärtig zu leiden haben (Stichwort: Budgetie-

rung), würden verfestigt und die bisher privat Versicherten mit erfassen. Deren Situation würde sich 

verschlechtern, ohne dass sich für die gesetzlich Versicherten irgend etwas verbesserte.  

 

Die zwangsweise Einbeziehung der Beamten in die gesetzliche Krankenversicherung wäre zudem ein 

Eingriff in das bewährte Gefüge des Berufsbeamtentums, das die Funktionsfähigkeit des Staates si-

chern und aufrecht erhalten soll. Dazu braucht man qualifiziertes Personal. Um das zu gewinnen, müs-

sen die bewährten Elemente des Berufsbeamtentums, zu denen auch die Beihilfe gehört, erhalten blei-

ben. Mit diesen Elementen hat man bisher erfolgreich um neue Beamte geworben. Würde man durch 

Abschaffung der Beihilfe einen wesentlichen Baustein aus diesem Gefüge herausbrechen, würde der 



 

 

Beamtenstatus an Attraktivität und Zuspruch verlieren. Nachwuchsprobleme, die es jetzt schon gibt, 

würden sich verschärfen. 

 

Die Phase der Umstellung auf das System einer „Bürgerversicherung“ würde mehrere Jahrzehnte in 

Anspruch nehmen und während dieser Zeit horrende Kosten verursachen. Den privaten Krankenversi-

cherungen würde nach und nach die wirtschaftliche Grundlage entzogen, weil die Anzahl der Versi-

cherten immer geringer und das Durchschnittsalter der verbleibenden Versicherten immer höher 

würde. Die Folge wäre, dass die Behandlungskosten pro Kopf deutlich anstiegen und schließlich aus 

den Beiträgen nicht mehr finanziert werden könnten. Die Kosten, die die öffentliche Hand aufbringen 

müsste, wären immens. 

 

Es spricht daher alles gegen eine „Bürgerversicherung“. Gefordert wird sie aus rein ideologischen 

Gründen. Das bewährte System aus Beihilfe und privater Krankenversicherung darf aber nicht zerstört 

werden. Es muss erhalten bleiben. Die AhD fordert daher: Hände weg von Beihilfe und privater Kran-

kenversicherung. 

 

Aus den vorgenannten Gründen hat die AhD sich mit einer Presseerklärung an die Öffentlichkeit ge-

wandt.  

 

Die Presseerklärung ist nachfolgend abgedruckt: 
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